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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Keine anderthalb Jahre nach der Ratifizierung der Europäischen
Menschenrechtskonvention unterzeichnete der Chef des EPD, Bundesrat Graber, im
Mai die Europäische Sozialcharta. Obwohl es bisher in der Schweiz nicht gelungen ist,
Sozialrechte in der Bundesverfassung zu verankern, bekennt sich somit unsere
Regierung auch zum sozialrechtlichen Grunddokument des Europarats, das sich
allerdings in seinem Rechtscharakter von der Menschenrechtskonvention, seinem
individualrechtlichen Gegenstück, unterscheidet. Während diese klagbare Rechte des
einzelnen formuliert und Instanzen zu ihrer Wahrung einsetzt, enthält die Sozialcharta
ein sozialpolitisches Programm, dessen allmähliche Verwirklichung für die
Unterzeichnerstaaten zudem nur auswahlweise verpflichtend ist, wobei das
Kontrollorgan, ein Expertenausschuss, bloss Empfehlungen aussprechen kann.
Immerhin muss jeder Signatarstaat einen gewissen Minimalbestand an Sozialrechten als
verbindlich anerkennen. Der Bundesrat gab jedoch dem Parlament, das sich mit der
Ratifizierungsfrage zu befassen hat, noch keine entsprechende Liste bekannt. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.05.1976
PETER GILG

Unverminderte Opposition richtete sich gegen die Anerkennung sozialer Grundrechte
durch eine Ratifizierung der bereits 1976 unterzeichneten Europäischen Sozialcharta.
Der Bundesrat beantragte, von den sieben Hauptpunkten der Charta als zulässiges
Minimum deren fünf zu übernehmen (Recht auf Arbeit, auf.Vereinigung, auf
Kollektivverhandlungen, auf Fürsorge sowie auf Schutz der Familie), die Rechte auf
soziale Sicherheit und auf Schutz und Beistand für Wanderarbeiter dagegen
wegzulassen. Eine auslegende Erklärung zum Art. 6, der die Kollektivverhandlungen
betrifft, könnte nach seiner Ansicht dem Problem begegnen, dass die Schweiz kein
Beamtenstreikrecht anerkennt. Wie in anderem Zusammenhang näher ausgeführt
werden soll, versteifte sich die vorberatende Ständeratskommission aber gerade auf
diese legalistischen Hürden. Der allgemeine Zweck der Charta rückte in den
Hintergrund. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.06.1983
JÜRG SIEGENTHALER

Die explizite Anerkennung von sozialen Grundrechten, wie sie durch die vom Bundesrat
vorgeschlagene Ratifikation der Europäischen Sozialcharta hätte vorgenommen
werden sollen, vermochte die Hürde des Ständerates nicht zu überspringen. Dem
Problem, dass die Schweiz kein Beamtenstreikrecht kennt, mit einer auslegenden
Erklärung zum Art. 6 der Charta zu begegnen, schien der Mehrheit der Ständevertreter
nicht statthaft zu sein. 3

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.03.1984
HANS HIRTER

L'aggravation de la situation de la communauté noire en Afrique du Sud a posé une
nouvelle fois le problème de savoir quelle attitude devait prendre la Suisse face au
principe du respect des Droits de l'homme, bafoués dans cette partie du monde. Si les
Etats-Unis, le Canada, le Japon, la Communauté européenne et l'ensemble des Etats
occidentaux ont tous décrété durant l'automne diverses sanctions économiques contre
l'Afrique du Sud, la position du Conseil fédéral, elle, par contre, n'a pas changé d'un
iota. Si l'exécutif a condamné une fois de plus clairement «la ségrégation et la
discrimination raciales, ainsi que les violations des droits de l'homme les plus
fondamentaux partout où elles surviennent», il s'est contenté de réaffirmer que pour
lui «l'application de sanctions économiques et autres ne constituait pas une mesure
appropriée pour corriger une situation politique donnée». Le Conseil fédéral s'est
toutefois engagé à prendre des mesures pour éviter que le territoire suisse ne soit
utilisé pour contourner celles prises par des Etats tiers. Face à cette attitude
gouvernementale pour le moins prudente et l'isolement de la Suisse dans ce conflit, le
groupe socialiste et l'extrême-gauche, lors de la session d'hiver du Conseil national, ont
tous deux exigé du Conseil fédéral des mesures concrètes bien plus fermes. Ils ont été
soutenus en cela par la fraction indépendante-évangélique. Le socialiste saint-gallois P.
Rechsteiner a ainsi tenté de faire adopter sous forme de motion une pétition du
«Mouvement antiapartheid» demandant la prise de sanctions économiques. Par 84 voix

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.12.1986
ALEXANDRE LACHAT
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contre 41, celle-ci a été classée, le camp bourgeois ayant soutenu l'attitude du Conseil
fédéral. P. Aubert a rappelé à cette occasion que, pour le collège gouvernemental, la
solution à l'apartheid passait par une entente entre tous les partenaires concernés et
que la Suisse pourrait jouer là, en décidant de ne décréter aucune sanction, un rôle
extrêmement utile. La gauche quant à elle a adressé de vives critiques aux banques et
aux milieux économiques suisses, coupables, selon elle, de tirer profit des relations
entretenues par notre pays avec l'Etat africain. P. Rechsteiner (ps, SG) a aussi déposé
une initiative parlementaire (Iv.pa. 86.234) demandant un arrêté fédéral soumettant à la
règle du courant normal toute exportation de capitaux vers l'Afrique du Sud ainsi que le
commerce de l'or avec ce pays. 4

Die Vorlage des Bundesrates über den Beitritt der Schweiz zur UNO-Konvention gegen
Rassendiskriminierung und die damit verbundene Revision des Strafgesetzbuchs fand
in der Vernehmlassung mehrheitlich positive Aufnahme. Die FDP machte allerdings die
Einschränkung, dass sie eine Gesetzesrevision nicht für erforderlich halte, da die
entsprechenden Delikte aufgrund der bestehenden Normen ausreichend verfolgt
werden können. Entschiedene Opposition meldeten hingegen die Schweizer
Demokraten (vormals NA) sowie die von Nationalrat Blocher (svp, ZH) präsidierte Aktion
für eine neutrale und unabhängige Schweiz (AUNS) an. Die SD sehen vor allem das Recht
auf freie Meinungsäusserung gefährdet, für die AUNS besteht für die Schweiz kein
Anlass, UNO-Konventionen beizutreten. Die Überprüfung dieser Einwände führte dazu,
dass der Bundesrat die Vorlage entgegen seiner ursprünglichen Ankündigung im
Berichtsjahr noch nicht dem Parlament vorlegen konnte. 5

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.12.1990
HANS HIRTER

Als Zweitrat stimmte der Ständerat ohne Opposition dem Beitritt der Schweiz zum
Internationalen Abkommen von 1965 zur Beseitigung jeglicher Form von
Rassendiskriminierung und der dazu erforderlichen Revision des Strafgesetzbuchs zu:
In der Schlussabstimmung akzeptierte der Nationalrat dieses neue Antirassismusgesetz
bei 13 Gegenstimmen; im Ständerat gab es keine Gegner. Drei verschiedene
Referendumskomitees aus dem rechten Lager ergriffen gegen diese Gesetzesrevision
das Referendum, welches sie mit insgesamt gut 54'000 Unterschriften einreichten. 6

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.06.1993
HANS HIRTER

Nachdem die Schweiz 1992 die Todesstrafe auch in Kriegszeiten aus ihrem Strafrecht
gestrichen hatte, beantragte der Bundesrat dem Parlament die Ratifizierung des
zweiten Fakultativprotokolls zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politische
Rechte zur Abschaffung der Todesstrafe. Mit dem Beitritt zu diesem Protokoll würde
sich die Schweiz in die Reihe derjenigen Staaten stellen, welche sich auch in der
internationalen Politik für die vollständige Abschaffung der Todesstrafe einsetzen.
Gegen den Widerstand des Neuenburgers Béguin (fdp, NE), der die Ansicht vertrat, dass
die Schweiz sich das Recht auf eine Wiedereinführung der Todesstrafe nicht mit der
Unterzeichnung von internationalen Verträgen auf alle Zeiten verbauen sollte, stimmte
der Ständerat der Ratifizierung zu. Im Nationalrat war die Ratifizierung unbestritten. 7

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.12.1993
HANS HIRTER

Gegen Jahresende beantragte die Regierung ferner die Genehmigung des 11. Protokolls
zur EMRK für die Schaffung eines vollamtlichen Gerichtshofs für Menschenrechte.
Dieser soll die beiden bisherigen nichtständigen Organe (Kommission als Vorprüfstelle
und Gerichtshof als definitiv urteilende Instanz) ablösen. Erhofft wird von der Reform
eine Beschleunigung des Verfahrens, welche vor allem wegen der Zunahme der
individuellen Beschwerdefälle und dem Beitritt ost- und mitteleuropäischer Staaten zur
EMRK dringlich geworden ist. 8

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Ratifikation der Protokolle 9 und 10 zur
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK). Das erste gibt dem einzelnen
Beschwerdeführer das Recht, persönlich seine Sache vor dem Gerichtshof zu vertreten.
Das Protokoll 10 befasst sich mit den Entscheiden des Ministerkomitees des
Europarates bei Beschwerden, die nicht dem Gerichtshof vorgelegt worden sind. Für
diese soll in Zukunft nicht mehr ein qualifiziertes Mehr von zwei Dritteln, sondern das
einfache Mehr erforderlich sein. Beide Räte stimmten der Ratifizierung ohne
Diskussion zu. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.12.1994
HANS HIRTER
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Der Bundesrat setzte die neue Rechtsnorm auf den 1. Januar 1995 in Kraft und gab den
Beitritt der Schweiz zur Antirassismus-Konvention der UNO bekannt. Wie er bereits im
Abstimmungskampf angekündigt hatte, meldete er dazu zwei Vorbehalte an. Der
wichtigere der beiden betrifft die gesetzliche Regelung der Zulassung von Ausländern
zum schweizerischen Arbeitsmarkt. Damit will er sich die Möglichkeit freihalten, die
Einwanderung aus europäischen und anderen kulturell eng verwandten Staaten
bevorzugt zuzulassen. 10

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.12.1994
HANS HIRTER

Die im Vorjahr eingeleitete Vernehmlassung über einen Beitritt der Schweiz zum
internationalen Übereinkommen zum Verbot und zur Verhütung des Völkermordes
(Genozid-Konvention) der UNO von 1948 ergab breite Zustimmung. Die SP und Amnesty
International verlangten, dass bei der notwendigen Anpassung der Strafrechtsnormen
der Begriff Genozid nicht nur ethnische, sondern auch soziale und politische Gruppen
einschliessen soll. 11

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.01.1998
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Genehmigung des Protokolls Nr. 14 zur
Europäischen Menschenrechtskonvention. Dieser Zusatz, für den sich die Schweiz
stark engagiert hatte, soll die Funktionsfähigkeit des Gerichtshofs, der sich einer
grossen Beschwerdeflut gegenübersieht, verbessern. Das Parlament stimmte dem
Antrag oppositions- und diskussionslos zu. 12

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.12.2005
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte der Bundesversammlung die Ratifizierung des
Fakultativprotokolls zum Übereinkommen der UNO gegen Folter und andere
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung. Dieses hatte die UNO-
Generalversammlung im Jahr 2002 gutgeheissen und die Schweiz 2004 unterzeichnet.
In der Vernehmlassung hatten sich mit Ausnahme der SVP praktisch alle für die
Ratifizierung und Umsetzung ausgesprochen. Als Umsetzungsinstrument ist die
Schaffung einer Kommission zur Verhütung von Folter vorgesehen. 13

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.12.2006
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit der Ratifizierung des Fakultativprotokolls
zum Übereinkommen der UNO gegen Folter und andere unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung und hiess dieses oppositionslos gut. 14

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.12.2007
HANS HIRTER

Als Zweitrat stimmte auch der Nationalrat der Ratifizierung des Fakultativprotokolls zum
Übereinkommen der UNO gegen Folter und andere unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung und den dazu gehörenden Ausführungsbestimmungen zu.
Ein Nichteintretensantrag der SVP unterlag mit 122 zu 45 Stimmen. Gestossen hatte sich
die SVP an der Verpflichtung für die Unterzeichnerstaaten, eine Kommission zur
Prävention der Folter und zur Kontrolle der Einhaltung des Folterverbots zu schaffen. 15

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.03.2009
HANS HIRTER

Das Parlament hiess die Ratifizierung des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen der
UNO gegen Folter und andere unmenschliche oder erniedrigende Behandlung und die
dazu gehörenden Ausführungsbestimmungen im Berichtsjahr gut. In der
Differenzbereinigung setzte sich der Beschluss des Nationalrats, der neu zu
schaffenden Kommission die Kompetenz zur Einrichtung eines ständigen Sekretariats
zu erteilen, auch in der kleinen Kammer durch. In der Schlussabstimmung im
Nationalrat votierte auch eine klare Mehrheit der ursprünglich opponierenden SVP-
Fraktion für das UNO-Übereinkommen. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.03.2009
HANS HIRTER

Zum dritten Mal seit 2008 nahm der UNO-Menschenrechtsrat im Herbst 2017 eine
allgemeine regelmässige Überprüfung (Universal Periodic Review, UPR) der
Menschenrechtslage in der Schweiz vor. Insgesamt richteten 111 UNO-Mitgliedstaaten
251 Empfehlungen zur Verbesserung des Menschenrechtsschutzes an die Schweiz. Viele
davon betrafen die Umwandlung des Schweizerischen Kompetenzzentrums für
Menschenrechte (SKMR) in eine unabhängige nationale Menschenrechtsinstitution.
Überdies wurde der Schweiz ein verstärktes Engagement in den Bereichen
Diskriminierung und Rassismus, Migration und Asyl sowie Geschlechtergleichstellung,

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.03.2018
KARIN FRICK
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Geschlechteridentität und sexuelle Orientierung nahegelegt. So wurde beispielsweise
kritisiert, dass die Schweiz keine Strafbestimmungen gegen Diskriminierung aufgrund
des Alters, der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität oder des
Migrationsstatus kenne. Angesprochen wurde auch die Vereinbarkeit von
Volksinitiativen und Völkerrecht sowie die Einhaltung der Menschenrechte durch
multinationale Unternehmen.
Im Februar 2018 verabschiedete der Bundesrat die Schweizer Stellungnahme zu den
Empfehlungen der UPR, von denen er 160 annahm und 91 ablehnte, wobei viele der
angenommenen Empfehlungen bereits umgesetzt worden seien. Neben der bereits
aufgegleisten Schaffung einer nationalen Menschenrechtsinstitution erklärte sich der
Bundesrat etwa bereit, sich verstärkt gegen Rassismus und Diskriminierung
einzusetzen, die Suizidprävention zu intensivieren und die Geschlechtergleichstellung,
insbesondere bei den Löhnen, gezielter anzustreben. Demgegenüber lehnte er es unter
anderem ab, Volksinitiativen systematisch auf ihre Vereinbarkeit mit den
internationalen Menschenrechten zu prüfen. Die viereinhalb Jahre bis zur nächsten
Überprüfung stünden nun «im Zeichen der Umsetzung der angenommenen
Empfehlungen und der Fortführung des Dialogs mit allen involvierten Akteuren», gab
der Bundesrat per Medienmitteilung bekannt. Der UNO-Menschenrechtsrat nahm den
Bericht der Schweiz im März 2018 an. 17

Kriminalität

La Suisse et les Etats-Unis se sont entretenus lors d'un premier cyberdialogue, afin
d’œuvrer conjointement et durablement en faveur d'un cyberespace libre, ouvert et
sûr. Les cyberdialogues bilatéraux s'inscrivent dans le cadre de la stratégie nationale de
protection de la Suisse contre les cyberrisques (SNPC). Les discussions ont porté sur la
sécurité de la communication mobile, les infrastructures de communication, la
poursuite pénale en matière de cybercriminalité et de cybersécurité. Les possibilités
numériques visant à lutter contre le coronavirus ont également été évoquées. 18

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 09.07.2020
DIANE PORCELLANA

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Afin de lutter contre la traite des femmes, le Conseil fédéral a décidé de ratifier la
Convention du Conseil de l’Europe sur la traite des êtres humains. Témoins et victimes
de tels actes seront désormais protégés et ne pourront plus être renvoyés pendant
l’enquête. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.07.2008
ELIE BURGOS

Beziehungen zur EU

Die zunehmende Interdependenz zwischen Einzelstaaten und Staatengruppen schafft
immer mehr Probleme, die sich nur mittels multilateraler Kontakte lösen lassen.
Während die wirtschaftliche Integration Europas, über die wir an anderer Stelle
ausführlicher berichten werden, aufgrund der Rezession etwas ihren Schwung verlor,
zeichnete sich in letzter Zeit vor allem im Rahmen des Europarates eine stärkere
Tendenz zur politischen Zusammenarbeit und zur Harmonisierung verschiedener
Rechtsgebiete ab. Die Schweiz nahm regen Anteil an den Bestrebungen des
Europarates; von insgesamt 85 europäischen Übereinkommen ist sie bisher jedoch erst
deren 39 beigetreten. Nachdem unser Land 1974 die Europäische
Menschenrechtskonvention' ratifiziert hat, verlangen verschiedene Stimmen eine
baldige Ratifizierung auch des sozialrechtlichen Pendants, der Europäischen
Sozialcharta; die Beitrittsfrage wird vom Bundesrat geprüft. 20

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.01.1975
PETER HABLÜTZEL
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le Comité européen pour la prévention de la torture et des peines ou traitements
inhumains ou dégradants, basant son action sur la Convention du même nom, avait
effectué une visite (du 5 au 15 février 2001), entre autres, dans des pénitenciers, des
locaux de détention de la police ou encore un centre de détention aux fins d’expulsion.
Bien que globalement satisfait, il avait estimé dans son rapport que certaines pratiques
policières étaient inacceptables. Dans sa réponse, le Conseil fédéral a souligné que
certaines recommandations avaient déjà été suivies, par exemple en matière
d’opérations d’éloignement d’étrangers par la voie aérienne. Il a ajouté que la
procédure de consultation en cours concernant le Code de procédure pénal allait
permettre d’autres adaptations allant dans la bonne direction. 21

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.03.2002
ROMAIN CLIVAZ

L’ambassadeur de Suisse auprès de l’ONU a signé au mois de juin le Protocole facultatif
de l’ONU contre la torture, dont la Suisse est à l’origine avec le Costa Rica. Le texte
prévoit que des experts indépendants puissent procéder à titre préventif à des visites
régulières dans les lieux de détention des pays signataires. 22

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.06.2004
ELIE BURGOS

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Internationale Finanzinstitutionen

Comme la Suisse participe au volet financier et au sommet des chefs d'Etat et de
gouvernement du G20 de 2020, le Conseil fédéral a déterminé ses thèmes prioritaires.
Les sept Sages souhaitent mettre sur la table des discussions: l'imposition de
l'économie numérique, la finance durable et la régulation des marchés financiers en
adéquation avec la numérisation et les questions climatiques. 23

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Urheberrecht

Die rasch voranschreitende Entwicklung der Technologielandschaft und die damit
einhergehende Digitalisierung sowohl gesellschaftlicher als auch politischer Domänen
erfordern je länger je mehr die Ergreifung und Anpassung entsprechender formal-
rechtlicher Massnahmen, um den Erfordernissen einer digitalen Gesellschaft gerecht zu
werden. Zu ebendieser Erkenntnis waren auch das Europäische Parlament und der Rat
der Europäischen Union gekommen, als sie im Frühjahr 2019 dem Entwurf zur EU-
Richtlinie 2019/790 über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im
digitalen Binnenmarkt und der Änderung der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG
zustimmten. Das bis dahin geltende EU-Urheberrecht war noch auf die Reformen von
2001 zurückzuführen und zwischen 2013 und 2016 seitens der Europäischen
Kommission verschiedentlich evaluiert worden, um «sicherzustellen, dass das
Urheberrecht und damit zusammenhängende Praktiken auch in diesem neuen digitalen
Umfeld ihren Zweck weiterhin erfüllen». Wie sich zeigte, bestanden noch beachtliche
Lücken, die es zu schliessen galt. Mit der vorgenommenen Anpassung im EU-
Urheberrecht sollen nun die Copyright-Richtlinien dem digitalen Zeitalter angepasst
und den Rechteinhabern von Text-, Musik-, Bild- und Videoerzeugnissen ein besserer
Schutz gewährleistet werden. Vor dem Hintergrund, dass Tech-Giganten wie Google
und Facebook bisher grosse Profite daraus zogen, dass sie Drittinhalte anzeigen
konnten, ohne für deren Verwendung zu bezahlen, soll durch die neuen Massnahmen
nun urheberrechtlich geschütztes Material nicht mehr ohne Weiteres im Internet
verbreitet werden können und die Urheber- bzw. Rechteinhaberschaft besser für die
Verwendung ihres Materials vergütet werden. 
Bis man sich in der EU aber auf diesen Kompromiss einigen konnte, galt es einen langen
und teils steinigen Weg zu beschreiten. Im Fokus der Kontroversen waren insbesondere
Art. 15 (ex. Art. 11), Bestrebungen zur Einführung eines Leistungsschutzrechts für
Presseverleger, sowie  Art. 17 (ex. Art. 13) zur Umsetzung einer Verpflichtung zur
Lizenzierung urheberrechtlich geschützter Inhalte und damit verbundener Upload-
Filter. Die Kritiker des Leistungsschutzrechtes argumentierten damit, dass die

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.04.2019
MELIKE GÖKCE
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Regulierung ihr Ziel wohl kaum erreichen werde, wie es am Beispiel von Deutschland
und Spanien – die beide das Leistungsschutzrecht bereits kennen – deutlich geworden
sei. In Spanien habe beispielsweise Google seinen betroffenen Dienst (Google News)
einfach ausgeschaltet. Zudem liege das Problem primär bei den Verlagen selbst, die es
schlichtweg versäumten, die ihnen bereits heute zur Verfügung stehenden technischen
Möglichkeiten in diese Richtung auszuschöpfen und bereits vorab diesen Diensten
Schranken zu setzen. Die umstrittenen Upload-Filter werden zwar über Art. 17 nicht
vorgeschrieben, da es sich hierbei aber noch immer um die effizienteste Methode
handle, sei es kaum auszuschliessen, dass die Unternehmen letztlich trotzdem davon
Gebrauch machen würden; dennoch war es gerade dieser Artikel, der innerhalb des
Reformpakets von Anfang an mehrfach bekämpft worden war und teilweise zu
beachtlichen Verzögerungen im Rechtsetzungsprozess geführt hatte.
Während grosse konservative Medienunternehmen wie der deutsche Axel-Springer-
Verlag sowie die Musik- und Filmindustrie die angestossenen Reformen befürworteten,
übten die Big Player der Technologieszene – Google, Facebook, Twitter etc. – sowie
kleinere Verlage, die bisher vom Reglement profitieren konnten, grosse Kritik und
bekämpften sie sogar aktiv. Trotz dieser grossen Kritik und dem Aufkommen von
Protestbewegungen aus der Bevölkerung, die um den freien Internetzugang fürchteten,
erhielt die Vorlage am 26. März mit 348 zu 274 Stimmen vom Europäischen Parlament
Zustimmung und der Rechtsetzungsprozess wurde am 15. April mittels einer
qualifizierten Mehrheit im Rat der Europäischen Union abgeschlossen. 
Somit lag der Spielball innerhalb der EU bei den Mitgliedsländern, für die eine
zweijährige Umsetzungsfrist anbrach. 
Doch auch die Schweiz als Nicht-Mitgliedsland ist von diesem Entscheid betroffen,
nicht zuletzt da der Ständerat in der Frühjahrssession 2019 das sich aktuell ebenfalls in
parlamentarischer Beratung befindende Schweizer Urheberrecht an die Kommission
zurückgewiesen hatte, um ebendiesen EU-Entscheid – insbesondere hinsichtlich des
Leistungsschutzrechts – abzuwarten, bevor man voreilige Beschlüsse für das
schweizerische Reformpaket fälle. Die konkreten Folgen der EU-Regelung für die
Schweiz sind zwar schwer einzuschätzen, da es den Online-Plattformen und Verlagen
rein technisch möglich wäre, eine Ausnahmeregelung für die Schweiz zu schaffen.
Erfahrungswerte aus anderen Bereichen haben aber des Öfteren gezeigt, dass
Unternehmen vor solchem zusätzlichen Aufwand eher zurückschrecken und daher alle
Kunden innerhalb Europas gleich behandeln – insbesondere die Betreiber von
Webseiten. Wie der Entscheid der Europäischen Union nun im Ständerat gedeutet wird
und welche Anpassungen die Kommission an ihrem Entwurf konkret vornimmt, wird
sich in der Sommersession 2019 zeigen, für die eine neuerliche Behandlung des
Schweizer Urheberrechts traktandiert ist. 24
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